
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Wahlen zur Vertreterversammlung und die Bestätigung von vier Mit-

gliedern im Vorstand zeigen das Vertrauen in die politische Arbeit der 

Psychotherapeutenkammer in Baden-Württemberg. Nachdem Kristiane 

Göpel, für deren jahrelange Mitarbeit im Kammervorstand wir herzlich 

danken, nicht mehr kandidiert hat, wurde Dorothea Groschwitz als Ver-

treterin der KJP in den Vorstand gewählt.

Nicht nur im Land, sondern auch auf Bundesebene findet die Mitarbeit 

unserer Kolleginnen und Kollegen aus Baden-Württemberg Anerken-

nung. Dr. Dietrich Munz wurde als Präsident der BPtK im Amt bestätigt 

und wir gratulieren Michaela Willhauck-Fojkar zu Ihrer Wahl zum Mit-

glied als Vertreterin der KJP im Vorstand der BPtK. Wir freuen uns, dass 

sie in der Landeskammer weiterhin beispielsweise als Vorsitzende des 

KJP-Ausschusses aktiv sein wird.

Den neu gewählten Mitgliedern der Kammerausschüsse gratulieren wir 

zur Wahl und danken für ihre Bereitschaft, die Kammerarbeit aktiv mit-

zugestalten und dazu beizutragen, dass verschiedene Perspektiven und 

Positionen in der Kammer vertreten sind. Sowohl in den Ausschüssen 

als auch im Vorstand sind diese ausführlich zu diskutieren, um politisch 

gute Lösungen für die anstehenden Entscheidungen bspw. zur künftigen 

Aus- und Weiterbildung oder zu Versorgungsfragen hier in Baden-Würt-

temberg zu erarbeiten. Gute politische Entscheidungsfindung bedeutet 

auch, gute Kompromisse zu finden.

Wir verbleiben mit den besten Wünschen für eine schöne und hoffentlich 

auch erholsame Sommerzeit

Ihr Kammervorstand

Dietrich Munz, Martin Klett,

Dorothea Groschwitz, Birgitt Lackus-Reitter und

Roland Straub

Vertreterversammlung am 6. April 2019

In Ergänzung zum schriftlich vorliegen-
den Bericht des Vorstandes berichtete 
Kammerpräsident Dr. Dietrich Munz 
über die neue Bedarfsplanungsrichtli-
nie, die zum 1. Juli 2019 in Kraft treten 
soll. Die Richtlinie und die Stellungnah-
me der BPtK dazu wurden z. T. kontro-
vers diskutiert.

Nach der Diskussion über den ge-
samten Vorstandsbericht wurde die 
Beratung und Beschlussfassung zur 
Änderung der Umlageordnung aufgeru-
fen. Geändert wurde die Beitragsrege-
lung für Mitglieder mit geringfügigem 
oder keinem beruflichen Einkommen 

nach dem 67. Lebensjahr. Die Neu-
regelung ist einsehbar unter:  
https://www.lpk-bw.de/node/35

Anschließend stellte Dipl.-Psych. Ulrike 
Böker das Terminservice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) in einem Vortrag 
dar. Das Gesetz wurde ausführlich dis-
kutiert und in manchen Teilen auch kri-
tisiert.

Nach der Mittagspause wurde das Ge-
setz zur Reform der Psychotherapeute-
nausbildung (PsychThGAusbRefG) be-
sprochen. Dr. Munz stellte den aktuel-
len Stand dar, in der anschließenden 

Diskussion wurde insbesondere die 
Forderung nach einer ausreichenden Fi-
nanzierung der ambulanten Weiterbil-
dung erhoben und die Sicherung der 
Verfahrensvielfalt im Studium ange-
mahnt. Kritisiert wurde die fehlende 
Möglichkeit, dass nach dem alten 
PsychThG approbierte KJP berufsrecht-
lich durch entsprechende Nachqualifi-
zierungen auch Erwachsene behandeln 
können. Zum § 92 des Kabinettsent-
wurfs zum PsychThGAusbRefG wurde 
anschließend eine Resolution verab-
schiedet: https://www.lpk-bw.de/sites/
default/files/news/2019/20190406-vv-
resolution-paragraph92-final.pdf
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Dr. Dietrich Munz als Kammerpräsident wiedergewählt

Die Vertreterversammlung der Lan-
despsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg hat in der konstituieren-
den Sitzung am 23. Februar 2019 Dr. 
Dietrich Munz als Präsident für weitere 
fünf Jahre bestätigt. Ebenfalls weiter 
im Amt bleiben Martin Klett als Vize-
präsident sowie Birgitt Lackus-Reitter 
und Dr. Roland Straub als Mitglieder 
des fünfköpfigen Vorstands. Neu in den 
Vorstand gewählt wurde Dorothea Gro-
schwitz.

Dr. Munz, der zwei Wochen später auch 
als BPtK-Präsident wiedergewählt wur-
de, hob hervor, dass in den nächsten 
Jahren vielfältige Aufgaben und Her-
ausforderungen anstehen, die die Lan-
despsychotherapeutenkammern mitge-
stalten müssten und dies auch würden. 
In vorderster Linie nannte er die Umset-
zung der Reform des Psychotherapeu-
tengesetzes, insbesondere der von den 
Hochschulen neu einzurichtenden spe-
zialisierten Studiengänge. „Hier werden 
wir eng mit den Hochschulen kooperie-
ren“, meinte Dr. Munz. „Ich gehe auch 
davon aus, dass die LPK in die Akkredi-
tierung der künftigen Bachelorstudien-
gänge und die Bewertung der Master-
studiengänge einbezogen sein wird“.

Eine weitere wichtige Konsequenz der 
Reform sei, so Dr. Munz, die Umset-
zung der Weiterbildung zum Fachpsy-
chotherapeuten. Es sei hier eine genui-
ne Aufgabe der Kammern, die Regulari-
en zu schaffen, wie die strukturelle und 
fachlich inhaltliche Ausgestaltung der 
zukünftigen Weiterbildung auszusehen 
habe.

Der neue Vorstand (v. l. n. r.): Dr. Roland Straub, Dorothea Groschwitz, Birgitt Lackus-Reitter, 

Martin Klett und Dr. Dietrich Munz

Dr. Munz sah dieses und weitere The-
men (z. B. Digitalisierung) eingeord-
net in die umfassendere Aufgabe der 
Kammer, sich auf allen Ebenen für eine 
Verbesserung der psychotherapeuti-
schen Versorgung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen in Baden-
Württemberg dort einzusetzen, wo sie 
zu verbessern sei. „Wir können fest-
stellen, dass die Versorgung psychisch 
kranker Menschen in Baden-Württem-
berg vergleichsweise gut ist, ich sehe 
jedoch nach wie vor auch Versorgungs-
lücken, zum Beispiel in ländlichen Regi-
onen“.

Dr. Munz wies dabei auch auf die sehr 
gute Zusammenarbeit der Heilberufe-
kammern in Baden-Württemberg hin, 
die LPK sei ein wichtiger Partner, der 
bei Fragen zur psychischen Gesund-
heit immer angehört werde. „In enger 

Abstimmung mit den anderen Heilbe-
rufekammern hoffen wir, dass die Kam-
mern in den nächsten Jahren als Ap-
probationsbehörden anerkannt werden 
und wir diese Aufgabe übernehmen 
können“, ein wichtiges gemeinsames 
Ziel, wie Dr. Munz betonte.

Neben der Vorstandswahl wurden 
auch die Kammerausschüsse neu be-
setzt, die Vorsitzenden sind: Dr. Peter 
Baumgartner (Berufsordnung), Mareke 
Santos-Dodt (Aus-, Fort- und Weiter-
bildung), Dr. Jürgen Wild (Qualitäts-
sicherung), Ulrike Böker (Ambulante 
Versorgung), Ullrich Böttinger (Psycho-
therapie in Institutionen) und Michaela 
Willhauck-Fojkar (Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie); weitere Infos 
unter:
https://www.lpk-bw.de/node/864

Yvik Adler, Co-Präsidentin der Föderation Schweizer Psychologinnen und  
Psychologen (FSP) im Gespräch mit der LPK

Im Gespräch mit Kammerpräsident Dr. 
Dietrich Munz und LPK-Referent Dr. 
Rüdiger Nübling informierte sich Yvik 
Adler über die Situation der Psycho-
therapie in Deutschland, insbesonde-
re über die Entwicklung vor und seit 
dem Psychotherapeutengesetz 1999. 
Hintergrund ihres Besuchs war, dass 

die Schweizer Psychotherapeutinnen 
nach wie vor – ähnlich der Situation in 
Deutschland vor dem Psychotherapeu-
tengesetz (PsychThG) – als „techni-
scher Hilfsberuf“ und unter „Kontrolle 
und Aufsicht“ v. a. der Psychiaterinnen 
arbeiten müssen und dies nun nach 
langen und schwierigen Verhandlungen 

mit dem Eidgenössischen Departement 
des Inneren (EDI) geändert werden soll.

Die FSP hat, wie Yvik Adler berichtete, 
derzeit ca. 8.000 Mitglieder, davon sei-
en etwa 60 % Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten. Die FSP habe 
jüngst eine umfangreiche Petition an das 
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Dr. Munz und Yvik Adler

EDI übergeben, in dem eine Neurege-
lung der Arbeit und Finanzierung ambu-
lanter Psychotherapie gefordert werde. 
Die Aktion habe landesweite Aufmerk-
samkeit auf die Situation psychisch 
kranker Menschen und der Möglichkeit 
der psychotherapeutischen Behandlung 
gelenkt, sogar das Schweizer Fernsehen 
habe mehrfach darüber berichtet. Es 
gebe in der Gesundheitspolitik einigen 
Widerstand, insbesondere befürchte 
man eine „Mengenausweitung“ von 
Psychotherapie. Mit dem derzeit disku-
tierten „Anordnungsmodell“ würde es 
erstmals in der Schweiz möglich, dass 
eidgenössisch anerkannte Psychothera-
peutinnen selbstständig via Grundversi-
cherung abrechnen könnten.

Dr. Munz informierte über das Zustan-
dekommen des PsychThG vor 20 Jahren 
und auch über den aktuellen Stand der 

Diskussion über die Ausbildungsreform. 
Wichtig sei dabei gewesen, dass sich 
durch die Bildung der Kammern die Pro-
fession v. a. von der Gesundheitspolitik 
als wesentlicher Ansprechpartner be-
züglich psychotherapeutischer Versor-
gung gesehen wurde. U. a. wurde die 
Berufsaufsicht an die Kammern übertra-
gen und damit deren Verantwortung für 
die Regelung von Berufsangelegenhei-
ten (z. B. Berufsordnung, Berufsgerichte 

etc.). Wie die anderen Heilberufe (Ärztin-
nen, Apothekerinnen, Tierärztinnen) sei 
man als „freier Beruf“ in die Heilberufe-
Kammer-Gesetze der jeweiligen Länder 
integriert worden. Ein weiterer wesentli-
cher Punkt sei, wie Dr. Munz ausführte, 
dass durch die Verkammerung ein Zu-
gang zu allen approbierten Psychothera-
peutinnen bestehe und die Kammer im 
Namen aller sprechen könne.

Co-Präsidentin Adler nannte diese 
Entwicklung im Vergleich zur Schweiz 
„beneidenswert“ und verband dies 
mit dem Wunsch, dass zumindest nä-
herungsweise auch entsprechende 
eidgenössische Entwicklungen mög-
lich sein könnten. Es wurde weiterer 
Austausch zwischen der FSP und der 
LPK BW vereinbart. Ausführliche-
rer Bericht und Infos unter:  
https://www.lpk-bw.de/node/932/

Landespsychologenkonferenz und „Kammer im Gespräch“ am 19. März 2019

Auch dieses Jahr führte die LPK in Ko-
operation mit dem Landesverband der 
Klinikpsychologinnen und -psychothe-
rapeuten wieder eine ganztägige Fort-
bildungsveranstaltung durch, bei der 
nachmittags im Forum „Kammer im 
Gespräch“ aktuelle, vor allem die Ange-
stellten betreffenden Themen mit dem 
Kammervorstand ausgetauscht werden 
konnten. In diesem Jahr lud PD Dr. Zrin-
ka Sosic-Vasic, Klinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie III und Leiterin des Aus-
bildungsinstituts AWIP als Gastgeberin 
in das Tagungshaus der Uni Ulm, die 
Villa Eberhardt, ein.

Ca. 40 Kolleginnen überwiegend aus 
(teil-)stationären Einrichtungen der Psy-
chiatrie und Psychosomatik Baden-
Württembergs, davon ein Viertel in Klini-
ken tätige PiAs, folgten dieser Einladung.

Harry de Maddalena, Mitglied der PP-/
KJP-Bundesfachkommission bei ver.di in-
formierte kurz zum Ergebnis der Tarifver-
handlungen im Länderbereich und dazu, 
dass für die Tätigkeitsmerkmale im TV-L 
nun neben „Ärzte, Apotheker, Tierärzte 
und Zahnärzte“ ein neuer Unterpunkt: 
„Psychotherapeuten – Entgeltgruppe 14“ 
eingefügt wurde. Er erläuterte, welche 

positiven und negativen Auswirkungen 
damit verbunden seien und dass dieses 
Ergebnis weiterer Bemühungen hinsicht-
lich des Ziels EG 15 bedürfe.

In ad hoc gebildeten Arbeitsgruppen 
erfolgte dann zu gewählten Themen 
(Stand Kabinettsentwurf und Umset-
zung der Weiterbildung in den Kliniken/
Psychotherapeuteninnen in den psy-
chiatrischen Einrichtungen – Grenzen, 
Chancen und strukturelle Probleme/ 
dto. für Rehakliniken und für PiA) ein 
vertiefter Austausch.

Am Nachmittag setzte sich die Tagung 
mit einer Fortbildung zum Thema „Verba-
le und körperliche Übergriffe im Dienst“ 
fort. Dr. Britta Jäntsch, stv. Leiterin des 
Instituts für Klinische Psychologie am 
Zentrum für Seelische Gesundheit des 
Klinikums Stuttgart (Leitung Prof. Ba-
ckenstrass) stellte ein Konzept vor zum 
strukturellen Aufbau eines „Multipro-
fessionellen Kriseninterventionsteams“ 
(MKIT). Dieses dient der Unterstützung 
betroffener Mitarbeiterinnen, wobei die 
hierarchischen, strukturellen und finanzi-
ellen Besonderheiten Berücksichtigung 
finden. Es wurde für das Gesamtklini-
kum Stuttgart erstellt.

In dem Forum „Kammer im Gespräch“ 
informierte LPK-Präsident Dr. Munz 
zum aktuellen Stand des Referenten-
entwurfs zum neuen Psychotherapeu-
tengesetz und laufenden Gesprächs-
terminen mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) und innerhalb 
der Verbände. Fragen zielten z. B. auf 
das geplante weitere Ablaufszenari-
um bezüglich des Auftrages an den 
G-BA zur Festlegung der Personal-
ausstattung auf der Basis der derzeit 
noch in Bearbeitung befindlichen sog. 
Wittchen-Studie und den zu erwarten-
den Problemen, da die PsychPV Ende 
Juni außer Kraft tritt. Er wies anhand 
einiger Beispiele auf die vielen noch 
offenen Fragen hin, die in Bezug auf 
die Weiterbildung in den Kliniken dann 
noch zu klären sind, so etwa die Frage, 
ob die Weiterbildungsassistenz dann 
über Stellen der Institute finanziert 
sein wird. Wenn diese Stellen in Klini-
ken eingesetzt würden, seien z. B. ar-
beitsrechtliche Probleme zu erwarten 
und auch Fragen der Weisungsbefug-
nis (Institut oder Chef der Abteilung). 
Ausführlicherer Bericht und Vorträge 
unter:
https://www.lpk-bw.de/node/943

 2/2019  Psychotherapeutenjournal 181

Baden-Württemberg

B
W



Veranstaltungen

Psychotherapie & Vernetzung Frühe 
Hilfen. Fortbildungsveranstaltung in 
Freiburg, 26. Juni 2019, 15–19 Uhr. Ver-
anstalter ist die KVBW in Zusammenar-
beit mit der LPK Baden-Württemberg.

Nachdem eine ähnliche Veranstaltung 
im vergangenen Jahr in Stuttgart zu ei-
ner sehr positiven Resonanz und dem 
Wunsch nach einem nochmaligen An-
gebot geführt hat, wurde nun Freiburg 
als Veranstaltungsort gewählt.

Frühe Hilfen haben sich als Unterstüt-
zungssysteme für Eltern mit Säuglin-
gen und Kleinkindern bis zu drei Jahren 
sowie für werdende Eltern flächende-
ckend in allen Städten und Landkreisen 
etabliert. Dabei sind sowohl PP als auch 

KJP immer wichtigere Partner im Netz-
werk Frühe Hilfen geworden. Patientin-
nen benötigen häufig auch als Eltern 
Unterstützung, zu der Psychotherapeu-
tinnen vermitteln können. In den Frühen 
Hilfen wiederum werden viele Eltern 
mit psychischen Erkrankungen nieder-
schwellig erreicht, die zusätzlicher the-
rapeutischer Unterstützung bedürfen. 
Für Kleinkinder besteht therapeutischer 
Unterstützungsbedarf oder es sind 
Mutter-Kind-Behandlungen angezeigt.

In der Fortbildung werden Grundlagen, 
Fragen und Perspektiven der Koopera-
tion zwischen Psychotherapie und Frü-
hen Hilfen aufgezeigt sowie konkrete 
Informationen über die Arbeitsweise 
der Frühen Hilfen gegeben. Dabei wird 

auch das bereits seit vielen Jahren lau-
fende Angebot „Vernetzung von ver-
tragsärztlichen Qualitätszirkeln mit An-
geboten der Frühen Hilfen“ vorgestellt. 
Weitere Infos im Flyer unter: www.lpk-
bw.de/fortbildung/veranstaltungen

Fünfte Satzung zur Änderung der Umlageordnung der  
Landespsychotherapeutenkammer

vom 6. Mai 2019

Aufgrund der §§ 9, 23 Abs. 1, § 24 Abs. 1 und 2 des Heilberufe-Kammergesetzes (HBKG) Baden-Württemberg in der Fassung vom 16. März 
1995 (GBl. BW v. 17. Mai 1995, S. 314), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes, des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes Baden-Württemberg und der Verordnung des Innenministeriums über die Durchführung des Flüchtlingsaufnahmegeset-
zes vom 17. Dezember 2015 (GBl. BW v. 29. Dezember 2015, S. 1234), hat die Vertreterversammlung der Landespsychotherapeutenkammer 
in ihrer Sitzung am 6. April 2019 die folgende Satzung beschlossen:

Geschäftsstelle

Jägerstr. 40
70174 Stuttgart
Mo.–Do.: 9.00–12.00, 13.00–15.30 Uhr
Freitag: 9.00–12.00 Uhr
Tel.: 0711/674470-0
Fax: 0711/674470-15
info@lpk-bw.de
www.lpk-bw.de

Artikel 1 
Änderung der Umlageordnung der  
Landespsychotherapeutenkammer

Die Umlageordnung der Landespsychothera-
peutenkammer vom 18. Oktober 2008 (Psy-
chotherapeutenjournal 4/2008, S. 375, Ein-
hefter, S. 2), zuletzt geändert durch die vierte 
Satzung zur Änderung der Umlageordnung 
der Landespsychotherapeutenkammer vom 
12. Dezember 2016 (Psychotherapeutenjour-
nal 4/2016, S. 400) wird wie folgt geändert:

§ 3 erhält folgende Änderungen:

Es wird folgender Absatz 3 neu angefügt:

„Beitragspflichtige, die nach Vollendung 
des 70. Lebensjahres in zwei aufeinander-
folgenden Kalenderjahren den Nachweis 
geführt haben, keine oder nur noch gering-

fügige Einkünfte (§ 2 Abs. 6 Satz 4) aus der 
Berufstätigkeit zu erzielen, sind nicht mehr 
nachweispflichtig. Unbeschadet davon bleibt 
die Verpflichtung nach der Meldeordnung, die 
Wiederaufnahme der Berufstätigkeit bei der 
Kammer anzuzeigen; werden dabei mehr als 
nur geringfügige Einkünfte erzielt, kann die 
Kammer erneut Nachweise verlangen.“

Artikel 2 
Ermächtigung zur Bekanntmachung  

der Neufassung

Präsident und Schriftführer werden ermäch-
tigt, den Wortlaut der Umlageordnung in der 
zum Zeitpunkt der Bekanntmachung gelten-
den Fassung mit neuer Paragraphen- und 
Nummerierungsfolge bekannt zu machen so-
wie Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei-
tigen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung zur Änderung der 
Umlageordnung tritt erstmals zum Bei-
tragsjahr 2020, am 1. Januar 2020, in Kraft.

Vorstehende Fünfte Satzung zur Änderung 
der Umlageordnung der Landespsychothe-
rapeutenkammer Baden-Württemberg wird 
nach Genehmigung des Ministeriums für 
Soziales und Integration Baden-Württem-
berg vom 16.04.2019, Az.: 31-5415.5-003/1, 
hiermit ausgefertigt und ist öffentlich be-
kannt zu machen.

Stuttgart, den 6. Mai 2019

gez. Dr. Dietrich Munz 

Präsident
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